
 

 

Bei dem folgenden Dokument handelt es sich um eine anonymisierte und 
leicht angepasste Fassung eines Anschreibens und einer Stellungnahme 
zur Notfallreform des Deutschen Roten Kreuzes von Anfang Dezember 
2025. Den Referentenentwurf zur Reform finden Sie unter dem folgenden 
Link: https://www.bundesgesundheitsministerium.de/service/gesetze-
und-verordnungen/detail/notfallreform.html  
 
Referentenentwurf eines Gesetzes zur Reform der Notfallversorgung 
 
Das Deutsche Rote Kreuz (DRK) ist die Nationale Gesellschaft des Roten 
Kreuzes auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland und freiwillige Hilfs-
gesellschaft der deutschen Behörden im humanitären Bereich. Aufgrund sei-
ner besonderen Stellung als nationale Hilfsgesellschaft wurden dem DRK Auf-
gaben übertragen, die der Bundesrepublik Deutschland als Vertragsstaat aus 
den Genfer Abkommen erwachsen. Dies manifestiert sich in Deutschland im 
DRK-Gesetz1, nach welchem das DRK in besonderer Beziehung zum Staat 
und den Behörden bei der Bewältigung von Krisen und Katastrophen steht. 
Darüber hinaus ist das DRK Spitzenverband der Freien Wohlfahrtspflege.  
 
Die Mitgliedsverbände des DRK wirken in Erfüllung des DRK-Gesetzes und 
der entsprechenden Gesetze der Länder im Rahmen des Zivil- und Katastro-
phenschutzes der Bundesrepublik Deutschland in den katastrophenmedizini-
schen, sanitätsdienstlichen und betreuungsdienstlichen Aufgaben als größter 
Akteur mit. In diesem Zusammenhang stellt das DRK auch Ressourcen zur 
Bewältigung von Notfallereignissen unterhalb der Katastrophenschwelle zur 
Verfügung und beteiligt sich am Rettungsdienst – als größter Leistungserbrin-
ger in Deutschland mit insgesamt rund 20.000 Einsätzen pro Tag. 
 
Das DRK begrüßt, dass mit dem vorliegenden Referentenentwurf die Neuord-
nung der Notfallversorgung aufgegriffen wird und umgesetzt werden soll. Da-
bei darf die Reform bewährte Strukturen nicht schwächen, sondern muss sie 
stärken und gezielt vernetzen. 
 
Es ist dabei unabdingbar, dass ein ganzheitlicher Ansatz verfolgt wird, der die 
Patienten in den Mittelpunkt stellt und die verschiedenen Bereiche der Notfall-
versorgung inklusive der Notaufnahmen gemeinsam betrachtet. Es muss si-
chergestellt werden, dass die Ausstattung und Struktur der außerklinischen 
Notfallversorgung nach operativen Bedarfen und Erfordernissen erfolgt.  
 
Zu begrüßen ist, dass es eine bessere digitale und telemedizinische Vernet-
zung geben soll, sodass sowohl der Rettungsdienst als auch die ambulante 
Versorgung sowie die Krankenhäuser entlastet werden. Ebenfalls begrüßt das 
DRK ausdrücklich die im Referentenentwurf angelegte weitere Zuständigkeit 
der Länder für den Rettungsdienst.  
 

 
1 Gesetz über das Deutsche Rote Kreuz und andere freiwillige Hilfsgesellschaften im 
Sinne der Genfer Rotkreuz-Abkommen (DRK-Gesetz - DRKG) vom 5. Dezember 2008 
(BGBl. I S. 2346), das durch Artikel 11a des Gesetzes vom 15. November 2019 (BGBl. 
I S. 1604) geändert worden ist. 
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Rettungsdienst unterliegt der Regelungskompetenz der Länder. Traditionell 
bedingt ist der Rettungsdienst im föderalen System unterschiedlich geregelt. 
Daher sind auch sich hieraus ergebende Besonderheiten zu berücksichtigen. 
Insbesondere können einzelne Regelungen in den Ländern unterschiedliche – 
insbesondere finanzielle – Folgen haben. 
 
Rettungsdienst ist Teil der Notfallversorgung und sowohl öffentliche Aufgabe 
der Daseinsvorsorge als auch der Gefahrenabwehr. Über die individualmedi-
zinische Versorgung von Notfallpatientinnen und -patienten hinaus ist der Ret-
tungsdienst integraler Bestandteil der Gefahrenabwehr und das Bindeglied 
zum überwiegend ehrenamtlich getragenen Gesundheitlichen Bevölkerungs-
schutz bei niedrigschwelligen Schadenslagen bis hin zum Katastrophen- und 
Zivilschutz. Dabei bildet der Rettungsdienst der anerkannten Hilfsorganisatio-
nen die (notfall-)medizinische Brücke zwischen Gefahrenabwehr und Gesund-
heitswesen.2 Dies stärkt die auf den Alltag ausgerichteten Strukturen im Ge-
sundheitswesen und macht sie krisenfester (Stichwort: Resilienz). 
 
Diese Aspekte gilt es, insbesondere auch mit Blick auf die aktualisierten Rah-
menrichtlinien Gesamtverteidigung (RRGV), welche die Sicherstellung der Ge-
sundheitlichen Versorgung der Zivilbevölkerung auch in Krisen- und Konflikt-
zeiten zum Ziel haben, zu beachten.3 
 
Die häufige Inanspruchnahme des Rettungsdienstes bei niedrig priorisierter 
medizinischer (Notfall)Indikation und fehlenden ambulanten und stationären 
Ressourcen, insbesondere im ländlichen Raum, führen den Rettungsdienst in 
seiner heutigen Organisationsform an natürliche Wachstumsgrenzen. Zudem 
bringen sich Patientinnen und Patienten selbst in das häufig nicht leicht zu 
durchschauende dreigliedrige System der Notfallversorgung – vertragsärztli-
cher Notdienst, Notaufnahmen der Krankenhäuser, Rettungsdienst – ein. Die 
Verzahnung der Krankenhausreform mit der Reform der Notfallversorgung so-
wie eine stärkere Vernetzung der drei Systeme untereinander auf der Ebene 
einer als zentrales Element der Patientensteuerung ausgestalteten „Gesund-
heitsleitstelle“ zur Sicherstellung einer bedarfsgerechten Steuerung von Hilfe-
suchenden in die richtige Versorgungsebene, ist dringend geboten.  
 
In diesem Zusammenhang sind auch die Reaktionsmöglichkeiten einer sol-
chen Leitstelle auszubauen, z.B. durch die Disposition des vertragsärztlichen 
Notdienstes, von „Gemeinde-Notfallsanitäter/-innen“, den Zugriff auf Pflege-
notdienste oder ähnliche niedrigschwellige Versorgungsangebote, auch im 
Kontext telemedizinischer Möglichkeiten.  
 
Neben der gezielten Steuerung der Patienten in die richtige Versorgungsebene 
muss es vielmehr gelingen, durch Prävention von vorneherein Einsätze für den 

 
2 Der EuGH hat mit Urteil vom 21. März 2019 zur „Bereichsausnahme Rettungsdienst“ 
den bundesdeutschen Rettungsdienst als zu schützenden Teil der Gefahrenabwehr 
betrachtet (C-465/17 - "Falck Rettungsdienste und Falck"). Die Einheit von medizini-
scher Leistung und Gefahrenabwehr ist somit anerkannte Sichtweise; diese ist auch 
weiterhin anzuwenden  
3 Rahmenrichtlinien für die Gesamtverteidigung – Gesamtverteidigungsrichtlinien – 
(RRVG), Beschluss des Bundeskabinetts vom 05.06.2024, Abschnitt 20.4 „Gesund-
heitliche Versorgung“ 
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Rettungsdienst zu vermeiden. Vorbeugender Rettungsdienst stabilisiert nicht 
nur das System Rettungsdienst, sondern entlastet Notfallambulanzen und 
nachgelagerte stationäre Einrichtungen in erheblichem Umfang.4  
 
Der Vermeidung von rettungsdienstlichen Einsätzen wird immer größere Be-
deutung zukommen, auch vor dem Hintergrund wegbrechender Kapazitäten 
im Akutversorgungsbereich. Schon jetzt entlasten ambulante Unterstützungs-
dienste und/oder Assistenzsysteme wie der Hausnotruf die Rettungsstrukturen 
maßgeblich, in dem Alarme vorgefiltert und niedrigschwellige Einsätze über 
eigene Hintergrunddienste abgedeckt werden.  
 
Zudem hat die Zugänglichkeit der ambulanten gesundheitlichen Versorgung 
aus unserer Sicht einen nachhaltigen Effekt auf die Notfallrettung. Der Stär-
kung der ambulanten Gesundheitsversorgung muss daher Rechnung getragen 
werden. Die ursprünglich von der letzten Bundesregierung geplante Etablie-
rung von Primärversorgungszentren, Gesundheitsregionen sowie Gesund-
heitskiosken sind wichtige innovative Ansätze zur Weiterentwicklung der Pri-
märversorgung in Deutschland. Diese Ansätze wären ein guter erster Schritt, 
um ein wirkliches Primärversorgungssystem aufzubauen, die hausärztliche 
Lotsenfunktion zu stärken, auf einen besseren Zugang von sozial benachtei-
ligten Menschen in der Gesundheitsversorgung hinzuwirken, regionaler Un-
ter-, Fehl- und Überversorgung gegenzusteuern und im Ergebnis auch das 
Notfallsystem zu entlasten. Ferner gilt es, die Selbsthilfefähigkeit und die Ge-
sundheitskompetenz der Be-völkerung zu fördern und zu stärken. 
 
Eine strukturierte und nachhaltige Investition in die Gesundheitskompetenz der 
Bevölkerung würde aus Sicht des DRK einen Einfluss auf die Notfallversor-
gung haben. Deswegen setzen wir uns für die Schaffung eines Schulfaches 
Gesundheit sowie einer umfassenden Verbreitung und Vermittlung von Erste 
Hilfe – und Reanimationskenntnissen in der Bevölkerung ein. 
 
Ein zentrales Risiko für die rettungsdienstlichen Leistungserbringer und damit 
auch für die Versicherten ist: Die Finanzierung der Vorhaltung muss auskömm-
lich für die Leistungserbringer sein. Behandlung und Transport nach SGB V 
gibt es nur, wenn entsprechende Kapazitäten vorgehalten werden. Insofern 
muss – auf welchem rechtlichen Weg auch immer – sichergestellt sein, dass 
die Vorhaltung wie bislang ausfinanziert wird, um Versorgung auch unterhalb 
der Katastrophenschwelle zu sichern. 
 
Wir bitten Sie, unsere Argumente zu prüfen und unsere Bedenken und Vor-
schläge in die anstehenden Beratungen einfließen zu lassen. Für einen kon-
struktiven Dialog stehen wir gerne zur Verfügung. 

 
4 Unter vorbeugendem Rettungsdienst werden alle Maßnahmen verstanden, die vor 
Eintritt eines Ereignisses stattfinden, um der Entstehung von Notfällen vorzubeugen. 
Im Ergebnis soll das Risiko eines Notfallereignisses, welches zum Notruf 112 führt, 
verringert werden oder das Auftreten verzögert werden. Der vorbeugende Rettungs-
dienst soll auch dazu beitragen, das Outcome der medizinischen Versorgung von Pa-
tientinnen und Patienten zu verbessern. Weiterhin soll es ermöglicht werden, Hilfesu-
chende frühzeitig einer geeigneten Versorgungsform zuzuführen 
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p
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c
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e
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c
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d
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d
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u
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d
e
n
B
u
n
d
e
s
l
ä
n
d
e
r
n

weiterhin
in
8
1
3
3

er-
möglicht

wird,
u
m
f
a
s
s
e
n
d
e
R
e
g
e
l
u
n
g
e
n
zur

Finanzierung,
Struktur

u
n
d
Q
u
a
-

lität
in

d
e
r
e
n
L
a
n
d
e
s
r
e
t
t
u
n
g
s
d
i
e
n
s
t
g
e
s
e
t
z
e
z
u
verankern.

In
d
e
n
z
u
v
e
r
h
a
n
d
e
l
n
d
e
n
B
e
n
u
t
z
u
n
g
s
e
n
t
g
e
l
t
e
n
sind

vollumfänglich
sämtli-

c
h
e
K
o
s
t
e
n
einer

in
d
e
n
L
a
n
d
e
s
r
e
t
t
u
n
g
s
d
i
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n
s
v
e
r
e
i
n
b
a
r
u
n
g
z
w
i
s
c
h
e
n

Rettungsleitstelle
1
1
2
u
n
d

Akutleitstelle
1
1
6
1
1
7
auf

A
n
t
r
a
g
d
e
r
Rettungsleitstelle

V
e
r
b
i
n
d
l
i
c
h
e
A
b
s
p
r
a
c
h
e
,
w
e
r
w
e
l
c
h
e

Fälle
ü
b
e
r
n
i
m
m
t
,
u
n
d
A
b
s
t
i
m
m
u
n
g
d
e
r

A
b
f
r
a
g
e
s
y
s
t
e
m
e

Medienbruchfreie
Übergabe

von
Fällen

u
n
d
D
a
t
e
n

Schnittstelle
durch

K
B
V
zur

Verfügung
zu

stellen
G
e
m
e
i
n
s
a
m
e
s
Q
u
a
l
i
t
ä
t
s
m
a
n
a
g
e
m
e
n
t
der

K
o
o
p
e
r
a
t
i
o
n
s
p
a
r
t
n
e
r

Vermittlung
v
o
n
K
r
a
n
k
e
n
t
r
a
n
s
p
o
r
t
e
n
u
n
d

m
e
d
i
z
i
n
i
s
c
h
e
n
k
o
m
p
l
e
m
e
n
t
ä
r
e
n
Diensten

s
o
w
i
e
sonstigen

k
o
m
p
l
e
m
e
n
t
ä
r
e
n 

F
o
r
d
e
r
u
n
g
:

Die
s
y
s
t
e
m
d
e
f
i
n
i
e
r
e
n
d
e
F
e
s
t
l
e
g
u
n
g

in
$
1
3
3
a
A
b
s
.

1
S
a
t
z

1
auf

eine
stan-

dardisierte
Notrufabfrage

sollte
d
u
r
c
h

die
F
e
s
t
l
e
g
u
n
g
auf

eine
digitale,

struk-
turierte

N
o
t
r
u
f
a
b
f
r
a
g
e
,

die
a
u
f
S
t
a
n
d
a
r
d
s

basiert,
ersetzt

w
e
r
d
e
n
.

Begründung:
N
o
t
r
u
f
a
b
f
r
a
g
e
s
y
s
t
e
m
e
zur

B
e
a
r
b
e
i
t
u
n
g
e
i
n
g
e
h
e
n
d
e
r
Hilfeersuche

in
d
e
n

In-
tegrierten

Leitstellen
lassen

sich
grundsätzlich

in
z
w
e
i
S
y
s
t
e
m
a
t
i
k
e
n

klassifi-
zieren

—
standardisierte

u
n
d

strukturierte
S
y
s
t
e
m
e
.

Bei
standardisierten

N
o
t
r
u
f
a
b
f
r
a
g
e
s
y
s
t
e
m
e
n

ist
die

A
b
f
r
a
g
e
g
e
k
e
n
n
z
e
i
c
h
n
e
t

d
u
r
c
h
konkret

formulierte
Fragestellungen,

v
o
n
d
e
n
e
n
d
e
r
Call-Taker

nicht
a
b
w
e
i
c
h
e
n

k
a
n
n
,
w
ä
h
r
e
n
d

strukturierte
N
o
t
r
u
f
a
b
f
r
a
g
e
s
y
s
t
e
m
e
e
i
n
e
g
r
u
n
d
-

sätzliche
Struktur

-
teils

mit
konkret

formulierten
F
r
a
g
e
n
—
d
e
r
d
u
r
c
h
d
e
n

Call-Taker
z
u
e
r
f
r
a
g
e
n
d
e
n

Informationen
v
o
r
g
e
b
e
n
.

Standardisierte
Notruf-

a
b
f
r
a
g
e
s
y
s
t
e
m
e
n
a
c
h
dieser

Klassifizierung
sind

softwarebasiert.
Struktu-

rierte
N
o
t
r
u
f
a
b
f
r
a
g
e
s
y
s
t
e
m
e
sind

in
aller

R
e
g
e
l

softwarebasiert,
k
ö
n
n
e
n
a
b
e
r
 

 



 

Nr.
i
m
|

V
o
r
-

E
n
t
w
.

schrift
S
t
i
c
h
w
o
r
t

S
t
e
l
l
u
n
g
n
a
h
m
e

 

D
i
e
n
s
t
e
n

für
vulnerable

G
r
u
p
p
e
o
d
e
r

krisenhafte
Situationen

Bericht
K
B
V
z
u
E
n
t
w
i
c
k
l
u
n
g
der

G
e
s
u
n
d
h
e
i
t
s
l
e
i
t
s
y
s
t
e
m
e

a
u
c
h

einer
anderweitig

v
o
r
g
e
g
e
b
e
n
e
n

Struktur
folgen,

die
beispielsweise

in
e
i
n
e
m
Q
u
a
l
i
t
ä
t
s
m
a
n
a
g
e
m
e
n
t
s
y
s
t
e
m

vereinheitlicht
ist.

In
B
a
d
e
n
-
W
ü
r
t
t
e
m
b
e
r
g
w
u
r
d
e
n

die
dort

v
o
r
h
a
n
d
e
n
e
n
A
b
f
r
a
g
e
s
y
s
t
e
m
e
u
n
a
b
-

h
ä
n
g
i
g

bewertet.
I
m
E
r
g
e
b
n
i
s

lässt
sich

feststellen,
d
a
s
s
keines

d
e
r
v
o
n

S
Q
R
-
B
W
b
e
w
e
r
t
e
t
e
n
N
o
t
r
u
f
a
b
f
r
a
g
e
s
y
s
t
e
m
e
unter

d
e
n
G
e
s
i
c
h
t
s
p
u
n
k
t
e
n
der

Qualitätsindikatoren
signifikante

Vor-
o
d
e
r
Nachteil

aufweist.
Selbst

die
Er-

g
e
b
n
i
s
s
e

für
strukturierte

Notrufabfragen
o
h
n
e
Softwareunterstützung

b
e
w
e
-

g
e
n

sich
bei

d
e
n
E
r
g
e
b
n
i
s
s
e
n
im

gleichen
R
a
h
m
e
n
w
i
e
softwareunterstütze

Notrufabfragesysteme.
V
o
r
d
i
e
s
e
m

Hintergrund
gibt

e
s
keine

validen
A
n
-

haltspunkte,
d
a
s
s
eine

Notrufabfragesystematik
grundsätzlich

ü
b
e
r
l
e
g
e
n

ist.
Eine

F
e
s
t
l
e
g
u
n
g
i
m
$
1
3
3
a
A
b
s
a
t
z

1
ist

a
u
s
d
i
e
s
e
m
G
r
u
n
d

nicht
zielführend.
   

§
1
3
3
b 

R
a
h
m
e
n
e
m
p
f
e
h
l
u
n
g
e
n
zur

m
e
d
i
z
i
n
i
s
c
h
e
n

Not-
fallrettung

G
r
e
m
i
u
m

bei
G
K
V
-
S
V
,

paritätisches

S
t
i
m
m
g
e
w
i
c
h
t
z
w
i
s
c
h
e
n
G
K
V
-
S
V
u
n
d

Ländervertretern,
nicht

stimmberechtigte
Vertreter

v
o
n
S
p
i
t
z
e
n
v
e
r
b
ä
n
d
e
n
d
e
r

Leistungserbringer
u
n
d
F
a
c
h
v
e
r
b
ä
n
d
e
n

u
n
d
Fachgesellschaften

s
o
w
i
e
B
M
G

Fachliche
R
a
h
m
e
n
e
m
p
f
e
h
l
u
n
g
e
n
zur

m
e
d
i
z
i
n
i
s
c
h
e
n

Notfallrettung;
bei

N
i
c
h
t
z
u
s
t
a
n
d
e
k
o
m
m
e
n
E
r
s
a
t
z
v
o
r
n
a
h
m
e

B
M
G

E
m
p
f
e
h
l
u
n
g
e
n
zur

Übermittlung
d
e
r

D
a
t
e
n
d
e
r
Leistungserbringer

zur

Qualitätssicherung,
R
e
c
h
t
s
v
e
r
o
r
d
n
u
n
g

d
u
r
c
h
B
M
G

Spezifikationen
für

eine
strukturierte,

einheitliche
u
n
d

digitale
D
o
k
u
m
e
n
t
a
t
i
o
n

u
n
d
K
o
m
m
u
n
i
k
a
t
i
o
n

unter
Beteiligung Eorderung:

D
a
s
G
r
e
m
i
u
m

ist
a
u
s
G
r
ü
n
d
e
n
d
e
r
„Neutralität“

b
e
i
m
B
M
G

anzusiedeln;
in

A
b
s
.
2
m
u
s
s
d
e
n
Spitzenorganisationen

der
Leistungserbringer

a
u
c
h
S
t
i
m
m
-

recht
e
i
n
g
e
r
ä
u
m
t
w
e
r
d
e
n
,

die
in

A
b
s
.
3
aufgeführten

Inhalte
d
e
r
R
a
h
m
e
n
-

e
m
p
f
e
h
l
u
n
g

sind
a
b
s
c
h
l
i
e
ß
e
n
d
(das

W
o
r
t
„insbesondere“

entfällt),
in

A
b
s
.
4

entfällt
d
e
m
z
u
f
o
l
g
e

die
B
e
s
c
h
l
u
s
s
f
a
s
s
u
n
g
.

Begründung:
Die

Gesetzlichen
K
r
a
n
k
e
n
k
a
s
s
e
n
u
n
d

die
L
ä
n
d
e
r
h
a
b
e
n

in
der

Ausgestal-
tung

u
n
d
i
n
s
b
e
s
o
n
d
e
r
e

die
Finanzierung

häufig
widerstreitende

Interessen,
w
e
s
h
a
l
b
d
a
s
G
r
e
m
i
u
m
a
n

neutraler
Stelle

angesiedelt
w
e
r
d
e
n

soll.
U
m

die
Gestaltungsfreiheit

der
L
ä
n
d
e
r

in
Struktur,

Qualität
u
n
d
Finanzierung

nicht
e
i
n
z
u
s
c
h
r
ä
n
k
e
n
sind

in
A
b
s
.
3
nur

T
h
e
m
e
n

für
eine

R
a
h
m
e
n
e
m
p
f
e
h
l
u
n
g

(beispielsweise
F
o
r
m
e
n
der

Digitalisierung,
usw.)

a
u
f
z
u
n
e
h
m
e
n
,

für
die

eine

b
u
n
d
e
s
w
e
i
t
e
S
t
e
u
e
r
u
n
g
u
n
b
e
d
i
n
g
t

erforderlich
sind,

diese
sind

in
A
b
s
.
3
ab-

schließend
zu

benennen.

F
o
r
d
e
r
u
n
g
:

Fachliche
R
a
h
m
e
n
e
m
p
f
e
h
l
u
n
g
e
n

dürfen
nur

M
i
n
d
e
s
t
s
t
a
n
d
a
r
d
s

darstellen.
Eine

Ableitung,
d
a
s
s
M
i
n
d
e
s
t
s
t
a
n
d
a
r
d
s
z
u
F
i
n
a
n
z
i
e
r
u
n
g
s
o
b
e
r
g
r
e
n
z
e
n
füh-
 

 



 

Nr.
i
m
|

V
o
r
-

E
n
t
w
.

schrift
S
t
i
c
h
w
o
r
t

S
t
e
l
l
u
n
g
n
a
h
m
e

 

v
o
n
K
B
V
,
D
K
G

u
n
d

K
I
G
,

R
e
c
h
t
s
v
e
r
o
r
d
n
u
n
g
d
u
r
c
h
B
M
G

ren,
m
u
s
s
s
v
e
r
m
i
e
d
e
n
w
e
r
d
e
n
.
Länderspezifische,

d
a
v
o
n
n
a
c
h
o
b
e
n
a
b
w
e
i
-

c
h
e
n
d
e
n
S
t
a
n
d
a
r
d
s
,
m
ü
s
s
e
n

weiterhin
möglich

sein.

B
e
g
r
ü
n
d
u
n
g
:

M
i
n
d
e
s
t
s
t
a
n
d
a
r
d
s
sollen

V
o
r
g
a
b
e
n

darstellen,
die

G
r
u
n
d
l
a
g
e

für
eine

Ein-
heitlichkeit

sind.
L
ä
n
d
e
r
s
p
e
z
i
f
i
s
c
h
e
o
d
e
r
r
e
g
i
o
n
a
l
e
B
e
s
o
n
d
e
r
h
e
i
t
e
n
,

die
h
ö
-

h
e
r
e
S
t
a
n
d
a
r
d
s

erforderlich
m
a
c
h
e
n
,
m
ü
s
s
e
n
möglich

u
n
d
a
u
c
h
g
e
g
e
n
f
i
n
a
n
-

ziert
sein.
 

  8
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Digitale
K
o
o
p
e
r
a
t
i
o
n
im

R
a
h
m
e
n

der
Notfall-

u
n
d

A
k
u
t
v
e
r
s
o
r
g
u
n
g

Verpflichtende
digitale

Notfalldokumentation
für

alle
Beteiligten

d
e
r

Notfall-
u
n
d
A
k
u
t
v
e
r
s
o
r
g
u
n
g

Verpflichtende
N
u
t
z
u
n
g
eines

V
e
r
s
o
r
g
u
n
g
s
k
a
p
a
z
i
t
ä
t
e
n
n
a
c
h
w
e
i
s
e
s

für
K
r
a
n
k
e
n
h
ä
u
s
e
r
u
n
d

Leistungserbringer
d
e
r
m
e
d
i
z
i
n
i
s
c
h
e
n

Notfallrettung

A
n
f
o
r
d
e
r
u
n
g
e
n
a
n a
u
f
digitalen

A
n
w
e
n
d
u
n
g
e
n

b
a
s
i
e
r
e
n
d
e

Ersthelferalarmierungssysteme 

Eine
verpflichtende

f
l
ä
c
h
e
n
d
e
c
k
e
n
d
e
Einführung

v
o
n
s
m
a
r
t
p
h
o
n
e
-
b
a
s
i
e
r
t
e
n

E
r
s
t
h
e
l
f
e
n
d
e
n
-
A
l
a
r
m
i
e
r
u
n
g
s
s
y
s
t
e
m
e
n

ist
sinnvoll.

Dies
gilt

i
n
s
b
e
s
o
n
d
e
r
e
vor

d
e
m

Hintergrund
einer

M
i
n
i
m
i
e
r
u
n
g
d
e
s
reanimationsfreien

Intervalls
bei

Patienten
mit

e
i
n
e
m

Herz-Kreislauf-Stillstand.

Eorderung:
Mit

d
e
r
verpflichtenden

Einführung
ist

a
u
c
h
die

F
r
a
g
e
d
e
r
K
o
s
t
e
n
t
r
a
g
u
n
g

zweifelsfrei
z
u

regeln.
D
a
b
e
i

ist
z
w
i
s
c
h
e
n
d
e
n

in
d
e
n

Leitstellen
für

die
Alar-

m
i
e
r
u
n
g
u
n
d
d
e
n

bei
d
e
n
“Trägern”

der
s
m
a
r
t
p
h
o
n
e
-
b
a
s
i
e
r
t
e
n

Ersthelfen-
d
e
n
-
A
l
a
r
m
i
e
r
u
n
g
s
s
y
s
t
e
m
e
n

für
die

Administration
(z.

B.
Mitgliederverwal-

tung)
e
n
t
s
t
e
h
e
n
d
e
n
K
o
s
t
e
n
z
u

differenzieren.

B
e
g
r
ü
n
d
u
n
g
:

Mit
der

verpflichtenden
Einführung

u
n
d
d
e
m

Betrieb
sind

K
o
s
t
e
n
v
e
r
b
u
n
d
e
n
.

Bisher
w
u
r
d
e
diese

in
vielen

B
e
r
e
i
c
h
e
n
d
u
r
c
h

Hilfsorganisationen
selbst

ge-
tragen,

weil
v
o
n
Seiten

d
e
r
K
r
a
n
k
e
n
k
a
s
s
e
n

keine
Finanzierungsverpflich-

tung
g
e
s
e
h
e
n

wird.
U
m

die
S
y
s
t
e
m
e
nachhaltig

z
u

betreiben,
ist

eine
ver-

bindliche
K
o
s
t
e
n
t
r
a
g
u
n
g

unerlässlich.

Eorderung:
F
ü
r
die

A
l
a
r
m
i
e
r
u
n
g

ist
eine

s
y
s
t
e
m
ü
b
e
r
g
r
e
i
f
e
n
d
e
Plattform

einzurichten,
a
n

der
alle

E
r
s
t
h
e
l
f
e
n
d
e
n
s
y
s
t
e
m
e
verpflichtend

t
e
i
l
n
e
h
m
e
n
m
ü
s
s
e
n
.
Ü
b
e
r
diese

Plattform
w
e
r
d
e
n

die
v
o
n
d
e
n

Leitstellen
a
u
s
g
e
l
ö
s
t
e
n
A
l
a
r
m
i
e
r
u
n
g
e
n

intelli-
g
e
n
t
a
n

die
in

der
N
ä
h
e
z
u
m

Einsatzort
befindlichen

Ersthelferinnen
u
n
d

Ersthelfer
s
y
s
t
e
m
ü
b
e
r
g
r
e
i
f
e
n
d

weitergeleitet.
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Nr.
i
m
|

V
o
r
-

E
n
t
w
.
|

schrift
S
t
i
c
h
w
o
r
t

S
t
e
l
l
u
n
g
n
a
h
m
e

 

B
e
g
r
ü
n
d
u
n
g
:

F
ü
r
d
e
n

Fall,
d
a
s
s

in
e
i
n
e
m

Bereich
m
e
h
r
e
r
e
E
r
s
t
h
e
l
f
e
n
d
e
n
s
y
s
t
e
m
e
einge-

richtet
sind,

k
a
n
n
e
s

bei
paralleler

A
l
a
r
m
i
e
r
u
n
g
v
o
n

Ersthelferinnen
u
n
d

Erst-
helfern

aller
S
y
s
t
e
m
e
z
u
einer

F
e
h
l
s
t
e
u
e
r
u
n
g
d
u
r
c
h
Ü
b
e
r
a
l
a
r
m
i
e
r
u
n
g
k
o
m
-

m
e
n
.
D
a
r
ü
b
e
r
h
i
n
a
u
s
w
ü
r
d
e
n

zufällig
a
n
w
e
s
e
n
d
e
,

registrierte
Ersthelferin-

n
e
n
u
n
d

Ersthelfer
a
u
s
e
i
n
e
m

im
jeweiligen

Bereich
nicht

v
e
r
w
e
n
d
e
t
e
n

(durch
die

A
l
a
r
m
i
e
r
u
n
g
d
e
r

Leitstelle
versorgten)

S
y
s
t
e
m

nicht
in

die
Alar-

m
i
e
r
u
n
g
e
i
n
b
e
z
o
g
e
n
.
D
u
c
h

die
Einrichtung

einer
"Verteilungsplattform”

wür-
d
e
n
beide

A
s
p
e
k
t
e

gelöst.
 

§
133d

Datenübermittlung
zur

Qualitätssicherung
d
u
r
c
h

alle
Leistungserbringer

d
e
r
m
e
d
i
z
i
n
i
s
c
h
e
n
Not-

fallrettung,
A
u
s
w
e
r
t
u
n
g
u
n
d
Veröffentlichung

in
anonymisierter

F
o
r
m
d
u
r
c
h

Datenstelle
b
e
i
m

G
K
V
-
S
V

F
o
r
d
e
r
u
n
g
:

Die
Datenlieferung

erfolgt
a
n
eine

neutrale
Stelle,

die
beispielsweise

b
e
i
m

B
M
G

angesiedelt
ist.

Begründung:
D
u
r
c
h

die
Einrichtung

einer
Stelle

zur
A
u
s
w
e
r
t
u
n
g
u
n
d
Veröffentlichung

in
anonymisierter

F
o
r
m
,

die
nicht

der
G
K
V
-
S
V

ist,
wird

d
e
m

Neutralitätsgedan-
k
e
n
R
e
c
h
n
u
n
g
g
e
t
r
a
g
e
n
,
o
h
n
e

die
n
o
t
w
e
n
d
i
g
e
T
r
a
n
s
p
a
r
e
n
z
z
u
v
e
r
h
i
n
d
e
r
n
.

D
i
e
s
w
u
r
d
e

beispielsweise
in

B
a
d
e
n
-
W
ü
r
t
t
e
m
b
e
r
g
d
u
r
c
h
Einrichtung

d
e
r

S
Q
R
-
B
W

erfolgreich
realisiert.
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Verpflichtender

A
n
s
c
h
l
u
s
s
a
n

TI
fiir

L
e
i
s
t
u
n
g
s
e
r
b
r
i
n
g
e
r
d
e
r
m
e
d
i
z
i
n
i
s
c
h
e
n

Notfallrettung
u
n
d
Finanzierung

der
A
u
s
s
t
a
t
t
u
n
g
s
-
u
n
d

B
e
t
r
i
e
b
s
k
o
s
t
e
n
,

F
i
n
a
n
z
i
e
r
u
n
g
s
v
e
r
e
i
n
b
a
r
u
n
g
v
o
n
G
K
V
-
S
V
,
P
K
V
-

V
e
r
b
a
n
d
s
o
w
i
e
m
a
ß
g
e
b
l
i
c
h
e
n
O
r
g
a
n
i
s
a
t
i
o
n
e
n

d
e
r
Leistungserbringer

auf
B
u
n
d
e
s
e
b
e
n
e 

F
o
r
d
e
r
u
n
g
:

V
e
r
l
ä
n
g
e
r
u
n
g
d
e
r
Einbindefrist

ü
b
e
r
d
e
n
g
e
n
a
n
n
t
e
n
Z
e
i
t
r
a
u
m
h
i
n
a
u
s
u
n
d

E
i
n
b
e
z
u
g
d
e
r
vollumfänglichen

K
o
s
t
e
n
der

Digitalisierung
in

die
B
e
n
u
t
-

zungsentgelte.

B
e
g
r
ü
n
d
u
n
g
:

Die
Umsetzungsfrist

z
u
m
b
e
g
r
ü
ß
e
n
s
w
e
r
t
e
n
A
n
s
c
h
l
u
s
s
a
n
die

Telematik-
infrastruktur
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v
o
n
1
5
M
o
n
a
t
e
n

ist
deutlich

z
u
kurz

b
e
m
e
s
s
e
n
,
d
a

er-
heblicher

A
b
s
t
i
m
m
u
n
g
s
b
e
d
a
r
f
besteht

u
n
d
u
m
f
a
s
s
e
n
d
e
U
m
s
e
t
z
u
n
g
e
n
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d
e
r

h
e
t
e
r
o
g
e
n
e
n

digitalen
Infrastruktur
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d
e
n

Leistungserbringern
erforderlich

sind
(z.B.

B
e
a
n
t
r
a
g
u
n
g
Heilberufsausweise,

Ausstattung
der

F
a
h
r
z
e
u
g
e
,

S
c
h
u
l
u
n
g
e
n
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|
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r
-
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n
t
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h
w
o
r
t

S
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e
l
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u
n
g
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a
h
m
e

 

D
e
r
V
e
r
w
e
i
s
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A
b
s
.
2
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K
o
s
t
e
n
p
a
u
s
c
h
a
l
e
$
3
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8
S
G
B
V
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V
e
r
s
o
r
g
u
n
g
)
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die
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K
o
s
t
e
n
d
e
r
Digitalisierung

voll-
umfänglich
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B
e
n
u
t
z
u
n
g
s
e
n
t
g
e
l
t
e
z
u

integrieren.
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e
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i
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n
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c
h
e
n
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v
o
n

Investitionen
in
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Infrastruktur
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0
2
7

bis
2
0
3
1
a
u
s
d
e
m

S
o
n
d
e
r
v
e
r
m
ö
g
e
n

für
Infrastruktur

u
n
d

Klimaneutralität
d
e
s
B
u
n
d
e
s

A
b
w
i
c
k
l
u
n
g
d
u
r
c
h
G
K
V
-
S
V
,

Richtlinie
i
m

B
e
n
e
h
m
e
n

mit
d
e
n
L
ä
n
d
e
r
n
zur

D
u
r
c
h
f
ü
h
r
u
n
g
d
e
s
Förderverfahrens

u
n
d

z
u
r
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der
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o
r
z
u
l
e
g
e
n
d
e
n

U
n
t
e
r
l
a
g
e
n

B
e
z
e
i
c
h
n
e
t
e

Investitionen
k
ö
n
n
e
n

ausschließlich
ü
b
e
r
d
i
e
s
e
n
W
e
g

gefördert
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e
r
d
e
n
 

§
133g
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r
d
i
n
i
e
r
e
n
d
e

Leitstelle:
Möglichkeit

für
L
a
n
d
e
s
b
e
h
ö
r
d
e
n
,

einer
einzelnen

Leitstelle
überregionale

A
u
f
g
a
b
e
n
z
u
z
u
w
e
i
s
e
n
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F
o
l
g
e
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n
d
e
r
u
n
g
z
u

$
7
5
S
G
B
V
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294a 
Mitteilungspflicht

z
u
vorrangigen

S
c
h
a
d
e
n
s
e
r
s
a
t
z
a
n
s
p
r
ü
c
h
e
n
a
u
c
h

für
Leistungserbringer

der
m
e
d
i
z
i
n
i
s
c
h
e
n

Notfallrettung

 
F
o
r
d
e
r
u
n
g
:

Ä
n
d
e
r
u
n
g
d
e
r
Mitteilungspflicht

ü
b
e
r
drittverursachte

G
e
s
u
n
d
h
e
i
t
s
s
c
h
ä
d
e
n

d
u
r
c
h
die

Leistungserbringer,
D
a
t
e
n
u
n
d
m
ö
g
l
i
c
h
e
V
e
r
u
r
s
a
c
h
e
r
d
e
n

Kran-

k
e
n
k
a
s
s
e
n

mitzuteilen
in

„Mitwirkungspflicht“.

B
e
g
r
ü
n
d
u
n
g
:

Eine
Mitteilungspflicht

widerspricht
d
e
r
Realität

i
m
rettungsdienstlichen

m
e
d
i
z
i
n
i
s
c
h
e
n

Notfall
u
n
d
d
e
m

Vertrauensschutz/Patientenfdatenschutz
 

1
1

 



 

Nr.
i
m

E
n
t
w
.

V
o
r
-

schrift
S
t
i
c
h
w
o
r
t

S
t
e
l
l
u
n
g
n
a
h
m
e

 

z
w
i
s
c
h
e
n

Notfall-Patient
u
n
d
d
e
m

Rettungsdienst
(Schweigepflicht).

Z
u
d
e
m

stellen
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F
r
a
g
e
n

bezüglich
d
e
r

Neutralität,
d
e
s
D
a
t
e
n
s
c
h
u
t
z
e
s
s
o
w
i
e
d
e
s

e
n
t
s
p
r
e
c
h
e
n
d
e
n
A
u
f
w
a
n
d
s
i
m

Einzelfall,
z
u
m
a
l

Patienten
r
e
g
e
l
m
ä
ß
i
g
nur

kurzzeitig
Kontakt

zur
m
e
d
i
z
i
n
i
s
c
h
e
n

Notfallrettung
h
a
b
e
n
.
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r
e
c
h
n
u
n
g
d
e
r
L
e
i
s
t
u
n
g
e
n
d
e
r
m
e
d
i
z
i
n
i
s
c
h
e
n

Notfallrettung,
Datenübermittlungspflicht
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8
354

Fernzugriff
auf

e
P
A

d
u
r
c
h

Leitstellen
F
o
r
d
e
r
u
n
g
:

F
ü
r
die

Rettungsleitstelle
m
ü
s
s
e
n

die
in

der
e
P
A

gespeicherten,
notfallrele-

v
a
n
t
e
n
D
a
t
e
n
p
r
o
m
i
n
e
n
t
e
i
n
s
e
h
b
a
r

sein.

D
e
r
Zugriff

auf
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e
P
A
m
u
s
s
a
u
c
h

für
d
a
s
R
e
t
t
u
n
g
s
d
i
e
n
s
t
p
e
r
s
o
n
a
l
vor

Ort
m
ö
g
l
i
c
h

sein,
u
m

relevante
u
n
d
u
m
f
a
s
s
e
n
d
e
r
e
Informationen

zur
Patientin

o
d
e
r
z
u
m

Patienten
erhalten

z
u
k
ö
n
n
e
n
.

B
e
g
r
ü
n
d
u
n
g
:

D
u
r
c
h

die
F
o
k
u
s
s
i
e
r
u
n
g
auf

die
relevanten

Informationen
in

d
e
r
e
P
A

ist
e
s

d
e
n

Rettunggsleitstellen
möglich,

Notrufe
schnell

bearbeiten
z
u
k
ö
n
n
e
n
,
o
h
n
e

alle
g
e
s
p
e
i
c
h
e
r
t
e
n
Informationen

d
u
r
c
h
s
u
c
h
e
n
z
u
m
ü
s
s
e
n
.
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Redaktionelle
F
o
l
g
e
ä
n
d
e
r
u
n
g
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Redaktionelle
F
o
l
g
e
a
n
d
e
r
u
n
g
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§
394

E
r
r
i
c
h
t
u
n
g
e
i
n
e
s
b
u
n
d
e
s
w
e
i
t
e
n
,

öffentlich

z
u
g
ä
n
g
l
i
c
h
e
n
Katasters

automatisierter
externer

Defibrillatoren
(
A
E
D
)
,

die
für

die
B
e
n
u
t
z
u
n
g

d
u
r
c
h
Laien

v
o
r
g
e
s
e
h
e
n
sind
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e
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t
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n
d
e
r
u
n
g
e
n
d
e
s
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ü
n
f
t
e
n
B
u
c
h
e
s
S
o
z
i
a
l
g
e
s
e
t
z
b
u
c
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r
K
B
V

a
u
f
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r
u
n
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d
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r
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Art.
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n
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e
r
u
n
g
d
e
s
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r
a
n
k
e
n
h
a
u
s
f
i
n
a
n
z
i
e
r
u
n
g
s
g
e
s
e
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z
e
s
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o
l
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ä
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d
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r
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n
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2
3
b
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r
-
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n
t
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S
t
i
c
h
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o
r
t

S
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l
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n
g
n
a
h
m
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Ä
n
d
e
r
u
n
g
d
e
r
K
r
a
n
k
e
n
h
a
u
s
t
r
a
n
s
f
o
r
m
a
t
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n
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f
o
n
d
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-
V
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o
r
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n
u
n
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o
l
g
e
ä
n
d
e
r
u
n
g
z
u
§
§
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1
2
3
b
S
G
B
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n
d
e
r
u
n
g
d
e
s
A
p
o
t
h
e
k
e
n
g
e
s
e
t
z
e
s
 1

8
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V
e
r
s
o
r
g
u
n
g
s
v
e
r
t
r
a
g
zur

V
e
r
s
o
r
g
u
n
g
v
o
n

N
o
t
d
i
e
n
s
t
p
r
a
x
e
n

in
I
N
Z
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Arzneimitteln

z
w
i
s
c
h
e
n
A
p
o
t
h
e
k
e
n
i
n
h
a
b
e
r
,
K
V
u
n
d

beteiligtem
K
r
a
n
k
e
n
h
a
u
s
 2

§
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P
a
u
s
c
h
a
l
e
r
Z
u
s
c
h
u
s
s

ftir
A
p
o
t
h
e
k
e
n

mit
V
e
r
s
o
r
g
u
n
g
s
v
e
r
t
r
a
g
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§
25

Ordnungswidrigkeit
 

Art.
6
A
n
d
e
r
u
n
g
d
e
r
A
p
o
t
h
e
k
e
n
b
e
t
r
i
e
b
s
o
r
d
n
u
n
g
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§
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N
o
t
d
i
e
n
s
t
p
r
a
x
e
n
v
e
r
s
o
r
g
e
n
d
e
A
p
o
t
h
e
k
e
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3

V
o
r
g
a
b
e
n
z
u
m

P
e
r
s
o
n
a
l
a
u
c
h

fiir
n
o
t
d
i
e
n
s
t
p
r
a
x
e
n
v
e
r
s
o
r
g
e
n
d
e
A
p
o
t
h
e
k
e
n
 

Erlaubnis
zweiter

Offizin
mit

L
a
g
e
r
r
ä
u
m
e
n
a
m

INZ-Standort
 4

§
23

Dienstbereitschaft
n
o
t
d
i
e
n
s
t
p
r
a
x
e
n
v
e
r
s
o
r
g
e
n
d
e
r

A
p
o
t
h
e
k
e
n
 

Art.
7:
A
n
d
e
r
u
n
g
d
e
r
M
e
d
i
z
i
n
p
r
o
d
u
k
t
e
-
B
e
t
r
e
i
b
e
r
v
e
r
o
r
d
n
u
n
g
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§
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F
o
l
g
e
a
n
d
e
r
u
n
g
z
u

§
3
9
4
S
G
B
V
u
n
d
§
1
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a

M
e
d
i
z
i
n
p
r
o
d
u
k
t
e
-
B
e
t
r
e
i
b
e
r
v
e
r
o
r
d
n
u
n
g
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§
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Meldeverpflichtung
für

Bertreiber
v
o
n

automatisierten
externen

Defibrillatoren
(
A
E
D
)

a
n
d
a
s
A
E
D
-
K
a
t
a
s
t
e
r
    

Art.
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Ä
n
d
e
r
u
n
g
d
e
s
B
e
t
ä
u
b
u
n
g
s
m
i
t
t
e
l
g
e
s
e
t
z
e
s
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N
r
.
i
m

E
n
t
w
.

V
o
r
-
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S
t
i
c
h
w
o
r
t

S
t
e
l
l
u
n
g
n
a
h
m
e
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A
u
s
n
a
h
m
e
v
o
n
d
e
r
Erlaubnispflicht

für
die

A
u
s
f
u
h
r
u
n
d

Einfuhr
v
o
n
B
e
t
ä
u
b
u
n
g
s
m
i
t
t
e
l
n

als
R
e
t
t
u
n
g
s
d
i
e
n
s
t
b
e
d
a
r
f
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a
n
g
e
m
e
s
s
e
n
e
n

M
e
n
g
e
n
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E
r
w
e
i
t
e
r
u
n
g
der

V
e
r
o
r
d
n
u
n
g
s
e
r
m
ä
c
h
t
i
g
u
n
g
auf

R
e
g
e
l
u
n
g
e
n
ü
b
e
r
d
a
s

Mitführen
v
o
n

B
e
t
ä
u
b
u
n
g
s
m
i
t
t
e
l
n
auf

F
a
h
r
z
e
u
g
e
n
d
e
s

R
e
t
t
u
n
g
s
d
i
e
n
s
t
e
s
i
m
g
r
e
n
z
ü
b
e
r
s
c
h
r
e
i
t
e
n
d
e
n

V
e
r
k
e
h
r
 

Art.
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Ä
n
d
e
r
u
n
g
d
e
r
B
e
t
ä
u
b
u
n
g
s
m
i
t
t
e
l
-
A
u
ß
e
n
h
a
n
d
e
l
s
v
e
r
o
r
d
n
u
n
g
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A
u
s
n
a
h
m
e

für
D
u
r
c
h
f
u
h
r
einer

a
n
g
e
m
e
s
s
e
n
e
n

M
e
n
g
e
a
n
Betäubungsmiitteln
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R
e
t
t
u
n
g
s
d
i
e
n
s
t
b
e
d
a
r
f
auf

d
e
m
F
a
h
r
z
e
u
g
eines

a
u
s
l
ä
n
d
i
s
c
h
e
n
R
e
t
t
u
n
g
s
d
i
e
n
s
t
e
s
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u
s
n
a
h
m
e
v
o
n
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u
n
d
A
u
s
f
u
h
r
g
e
n
e
h
m
i
g
u
n
g

für
Z
u
b
e
r
e
i
t
u
n
g
e
n
der

in
d
e
n
A
n
l
a
g
e
n

Il
u
n
d

Ill
d
e
s
B
t
M
G

aufgeführten
Stoffe

auf
e
i
n
e
m

Fahr-
z
e
u
g
d
e
s
R
e
t
t
u
n
g
s
d
i
e
n
s
t
e
s
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a
n
g
e
m
e
s
s
e
n
e
r

M
e
n
g
e

als
R
e
t
t
u
n
g
s
d
i
e
n
s
t
b
e
d
a
r
f
 

Art.
10:

Ä
n
d
e
r
u
n
g
d
e
r
Z
u
l
a
s
s
u
n
g
s
v
e
r
o
r
d
n
u
n
g

für
V
e
r
t
r
a
g
s
ä
r
z
t
e
 

§
1
9
a

G
l
e
i
c
h
m
ä
ß
i
g
e

zeitliche
Verteilung

d
e
r
offenen

S
p
r
e
c
h
s
t
u
n
d
e
n
innerhalb d

e
r

jeweiligen
A
r
z
t
g
r
u
p
p
e
 

Art.
11:

Inkrafttreten
    

Gof.
w
e
i
t
e
r
e 

Notfallsanitatergesetz
N
o
t
S
a
n
G
:

Notfallsanitater
u
n
d

Notfallsanitaterinnen
m
ü
s
s
e
n
,

ggf.
d
u
r
c
h
Weiterbildung,

die
a
u
c
h
a
k
a
d
e
m
i
s
c
h
e
B
i
l
d
u
n
g
s
g
ä
n
g
e
einschließen

kann,
in
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L
a
g
e

ver-
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Nr.
i
m

E
n
t
w
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V
o
r
-

schrift
S
t
i
c
h
w
o
r
t

S
t
e
l
l
u
n
g
n
a
h
m
e

  

A
n
m
e
r
k
u

n
g
e
n 

setzt
w
e
r
d
e
n
,

Patientinnen
u
n
d

Patienten
i
n
s
b
e
s
o
n
d
e
r
e

in
Akutfällen,

bei
d
e
n
e
n
d
e
r
Rettungsdienst

z
u
m

Einsatz
k
o
m
m
t
,
j
e
d
o
c
h
keine

unmittelbare
L
e
b
e
n
s
g
e
f
a
h
r
u
n
d
keine

N
o
t
w
e
n
d
i
g
k
e
i
t
eines

Notfalltransportes
besteht

(s.g.
„
L
o
w
C
o
d
e
-
E
i
n
s
ä
t
z
e
“
)
,
k
o
m
p
e
t
e
n
t
h
a
n
d
l
u
n
g
s
-
u
n
d

rechtssicher
fallab-

s
c
h
l
i
e
ß
e
n
d

für
d
e
n
Rettungsdienst

vor
Ort

b
e
h
a
n
d
e
l
n
z
u
k
ö
n
n
e
n
.

Z
e
i
t
e
n
w
e
n
d
e /
Z
i
v
i
l
s
c
h
u
t
z
:

D
e
r
öffentliche

Rettungsdienst
m
u
s
s
a
u
c
h

in
Situationen

d
e
r
zivilen

Verteidi-
g
u
n
g

in
d
e
r
L
a
g
e

sein,
die

i
h
m

in
d
e
n
L
a
n
d
e
s
r
e
t
t
u
n
g
s
d
i
e
n
s
t
g
e
s
e
t
z
e
n
z
u
g
e
-

w
i
e
s
e
n
e
n
A
u
f
g
a
b
e
n

erfüllen
z
u
k
ö
n
n
e
n
.
D
a
z
u
bedarf

e
s

Investitionen
in
d
e
n

S
c
h
u
t
z
d
e
r
rettungsdienstlichen

Infrastruktur,
zusätzliche

spezielle
Ausstat-

tung
u
n
d

die
Qualifikation

d
e
s
Rettungsdienstpersonals.

V
e
r
w
e
n
d
u
n
g

v
o
n
Begriffen:

In
D
e
u
t
s
c
h
l
a
n
d

existieren
in

aller
R
e
g
e
l

Integrierte
Leitstellen

(ILS)
für

Ret-
tungsdienst

u
n
d
F
e
u
e
r
w
e
h
r
.
Die

V
e
r
w
e
n
d
u
n
g
d
e
s

Begriffs
d
e
r
Rettungsleit-

stelle
in
d
e
n
T
e
x
t
e
n
w
ä
r
e

insofern
korrekt,

w
e
n
n
d
a
m
i
t
d
e
r
rettungsdienst-

liche
Teil

der
Integrierten

Leitstellen
adressiert

wird.
Hier

gilt
e
s
d
u
r
c
h

ein
korrektes

W
o
r
d
i
n
g
M
i
s
s
v
e
r
s
t
ä
n
d
n
i
s
s
e
z
u
v
e
r
m
e
i
d
e
n
.
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